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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, 
Leserinnen und Leser,

ein sehr ungutes Jahr für Men-
schen mit Assistenzbedarf geht jetzt 
zu Ende. Selten wurde das Ende ei-
ner Legislaturperiode so herbeige-
sehnt. Soll doch am Ende das Lei-
stungsgesetz zur Umsetzung der 
Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen stehen. Im Vor-
feld ziehen viele Kostenträger die 
Daumenschrauben kräftig an. Aus 
allen Regionen erreichen uns An-
fragen, weil Kostenträger den Hilf-
ebedarf insgesamt wieder überprü-
fen wollen. Neuantragsteller haben 
es derzeit sehr schwer, zu Assistenz 
zu kommen. Nach wie vor beste-
hen Behörden darauf, auch die Fra-
ge des Heimaufenthaltes mit einzu-
beziehen. Nach wie vor werden die 
Zeiten von Einzelverrichtungen ad-
diert. Das alles ging bereits vor der 
Behindertenrechtskonvention nicht 
mehr. Ungeachtet dessen wird diese 
Praxis von einigen Behörden mun-
ter weiter gepflegt. Behinderte Men-
schen mit Assistenzbedarf dürfen 
zu keiner Stunde sicher sein, dass 
ihre Kosten akzeptiert sind. Stän-
dig steht unser Leben auf dem Prüf-

stand. Kein Mensch ohne Behinde-
rung ist derartigen behördlichen 
Eingriffen in sein Leben ausge-
setzt. 

Zwei Beispiele: Eine junge Frau 
Anfang 20 kann von ihren Eltern 
nicht mehr versorgt werden und be-
antragt vor Studienaufnahme per-
sönliche Assistenz. Das Sozialamt 
will aber vorab von ihr wissen, wa-
rum sie nicht in das von ihm be-
nannte „Heim“ ziehen will. Eine 
ähnlich junge Frau, ebenfalls mit 
hohem Hilfebedarf, musste sehr 
kurzfristig wegen einer schweren 
Erkrankung der Mutter in ein Pfle-
geheim. Gleichzeitig beantragte sie 
die Assistenz nach dem Arbeitge-
bermodell. Nun musste sie erleben, 
wie die Anstaltsleitung und das So-
zialamt in einer offensichtlich ab-
gestimmten Aktion versuchten, sie 
am Wiederauszug zu hindern. Es 
wurden in ihrem Namen sogar be-
reits Anträge zur Anpassung des 
„Wohn“-umfeldes gestellt.

Unter den Augen von Gerichten 
hat das alles keinen Bestand. Aber 
zunächst muss man es erst mal vor 
ein Gericht schaffen. Nicht selten 
dauert es über ein Jahr, bis die er-
ste Anhörung anberaumt wird. Wie 
soll diese lange Zeit ohne die be-
antragte Leistung überbrückt wer-
den können? Im Gegensatz zu Men-
schen mit Assistenzbedarf haben 
Behörden alle Zeit der Welt. Und 
jeder Monat Verzögerung spart 
bares Geld. Die unterlassene Hilfe-
leistung wird so noch mit einer ho-
hen Ersparnis belohnt. Hier ist der 
Gesetzgeber gefordert. Die zahn-
lose Formulierung des § 14 SGB IX 
muss wirksamer gestaltet werden, 
wie beispielsweise der § 13 Abs. 3a 
SGB V.

Das Bundesverfassungsgricht  
hat in einer Entscheidung am 

10.10.2014 ausgeführt: „Das Be-
nachteiligungsverbot des Art. 3 
Abs. 3 Satz 2 GG erschöpft sich 
nicht in der Anordnung, Menschen 
mit und ohne Behinderung recht-
lich gleich zu behandeln. Vielmehr 
kann eine Benachteiligung auch 
vorliegen, wenn die Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderung im 
Vergleich zu derjenigen nichtbehin-
derter Menschen durch gesetzliche 
Regelungen verschlechtert wird, 
die ihnen Entfaltungs- und Betäti-
gungsmöglichkeiten vorenthalten, 
welche anderen offenstehen.“ (s. 
Seite 32). Wenn schon das Bundes-
verfassungsgericht derart stark rea-
giert, müssten dem Gesetzgeber die 
Ohren klingeln. Ich finde es schön, 
dass der Artikel 3 GG endlich aus 
seinem Dornröschenschlaf wachge-
küsst wurde. Dass sich der Druck 
auf die Politik nun von zwei Seiten, 
vom Grundgesetz und von der Be-
hindertenrechtskonvention der Ver-
einten Nationen her aufbaut, wird 
uns hoffentlich von Nutzen sein.

Wir haben wieder einen Titelbild-
zeichner. Herzlichen Dank an Tobi-
as Kunert, er hat seine Sache gut 
gemacht. Herzlichen Dank auch an 
Annette Hirt, die uns bereits zum 
zweiten Mal mit einer Weihnachts-
geschichte erfreut.

Wir wünschen allen unseren 
Mitgliedern, Freundinnen und 
Freunden eine ruhige, besinnliche 
Weihnachtszeit und ein gesundes, 
friedliches Jahr 2015. Auf dass un-
sere Assistenzprobleme endlich ge-
löst werden können und der Verein 
in ein hoffentlich ruhigeres Fahr-
wasser kommt.

Gerhard Bartz, Vorsitzender
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Über den Wolken und darunter 
Die ForseA-Weihnachtsgeschichte 2014

von Annette Hirt

Rudine holte die Plätzchen aus 
dem Ofen. Hmm, wie herrlich sie 
dufteten! Nur noch etwas Zimt drü-
ber, dann waren sie ihr so gut gelun-
gen wie jedes Jahr. Unumwunden 
musste sie sich eingestehen, dass 
sie ein bisschen stolz auf sich war. 
Das Essen würde auch gleich fertig 
sein. Deshalb rief sie ihrem Mann 
zu „Rudi! Rudi, könntest Du schon 
mal Rudichen aus seinem Zimmer 
holen und an den Küchentisch set-
zen? Ich fülle Eure Teller gerade 
mit Gemüseeintopf.“

Rudichen war der ganze Stolz sei-
ner Eltern. Zwölf Jahre war er mitt-
lerweile alt. Trotz seiner Gehbehin-
derung war ein munteres Kerlchen 
aus ihm geworden, der dieselben 
Flausen im Kopf hatte wie seine 
Freunde und Mitschüler. Rudine 
und ihr Mann  hatten stets nach be-
sten Kräften für ihn gesorgt und al-
les Erdenkliche dafür getan, dass er 
so selbstständig wie nur möglich le-
ben konnte. Trotzdem würde er im-
mer auf Hilfe angewiesen sein. Sein 
rechter Hinterhuf war nicht rich-
tig ausgebildet, sodass er für jeden 
Schritt Unterstützung brauchte. Die 
Tatsache bereitete ihrem Mann und 
ihr zunehmend Kopfzerbrechen, 
da es ihnen in letzter Zeit deutlich 
schwerer fiel, die notwendigen Hil-
festellungen für Rudichen zu lei-
sten. Sie waren nicht mehr die aller-
jüngsten Rentiere! Heute Abend, 
wenn Rudichen im Bett lag, wollten 
sie noch einmal über seine Zukunft 
sprechen.

Sie saßen bei einem Glas Weih-
nachtspunsch auf dem Sofa und 

waren sich einig, dass sie bzw. Ru-
dichen in irgendeiner Form Hilfe 
benötigten. Da kam Rudi auf ein-
mal eine Idee in den Sinn. „Ru-
dine, ich muss morgen doch sowie-
so zur Erde hinunter und eine erste 
Schlittenladung mit Geschenken 
abliefern, unter anderem auch in 
Deutschland. Da man immer wie-
der hört und liest, dass Deutschland 
ein Sozialstaat ist, könnte ich mich 
bei der Gelegenheit schlau machen 
und nach den dortigen Regelungen 
schauen.“ Rudine kuschelte sich 
an ihn und flüsterte: „Ach Schatz, 
wenn wir uns nicht hätten …“

Am nächsten Morgen stand Rudi 
extra früh auf. Eilig machte er sich 
fertig, gab Rudine einen Kuss und 
sagte: „Ich mache mich dann mal 
schnell auf die Hufe.“ Jedes Jahr er-
schien ihm der Schlitten ein klein 
wenig schwerer als im vorherigen. 
Aber Spaß machte es ihm alle-
mal, sich ins Geschirr zu legen und 
durch die schneereiche Luft über 
den Himmel auf die Erde zu sau-
sen. Oft nahm er so viel Fahrt auf, 
dass er schon ab der Wolkengrenze 
abbremsen musste. Er freute sich je-
des Mal darauf, wenn unterhalb der 
Wolkendecke der Blick frei wurde. 
Was für ein Anblick! Es glitzerte, 
funkelte und strahlte … Allerorten 
geschmückte Weihnachtsbäume 
und Lichterbögen in den Fenstern, 
selbst die Vorgärten waren festlich 
dekoriert und hell erleuchtet. Dazu 
der verheißungsvolle Duft nach ge-
brannten Mandeln, frisch gebacke-
nen Lebkuchen und Stollen.

Rudi verteilte alle Pakete, Säcke 

und Truhen voll mit Geschenken 
und kehrte müde, aber überglück-
lich heim. Rudine sah ihm sofort 
an, dass er gute Nachrichten mit-
brachte. „Nun sag schon“, drängelte 
sie ihn, „ich seh's dir doch an deiner 
roten Nasenspitze an, dass du Posi-
tives zu berichten hast.“ Rudi war 
noch etwas außer Atem und musste 
sich erst mal setzen. Dann sprudelte 
es aus ihm heraus: „Du, es gibt die 
sogenannte Behindertenrechtskon-
vention der Vereinten Nationen, die 
weltweit von vielen Staaten ratifi-
ziert worden ist, auch von Deutsch-
land, bereits am 24. Februar 2009.“ 
Rudines Augen blitzten auf, „so 
lange schon“, sagte sie erfreut. „Ja“, 
bestätigte Rudi, „in dieser Konven-
tion sind die Rechte behinderter 
Menschen Artikel für Artikel ge-
nau festgelegt. Niemand darf ge-
zwungen werden, in einer Einrich-
tung zu leben. Beim Besuch einer 
Schule oder der Absolvierung einer 
Ausbildung bzw. eines Studiums 
wird Hilfe gewährt. 

Der Inklusionsgedanke spielt 
eine große Rolle. Behinderte wie 
auch Nichtbehinderte sollen durch 
dieselbe Tür ein Gebäude betreten 
können, Kinder auf dieselbe Schule 
gehen, die uneingeschränkte Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft 
für jeden gleichermaßen gesichert 
sein.“ „Dann muss es den behin-
derten Menschen in Deutschland ja 
richtig gut gehen! Das klingt ja fast 
zu schön, um wahr zu sein“, meinte 
Rudine. „Das denke ich auch. Des-
halb will ich morgen noch einmal 
hinunter fliegen, um ein paar Men-
schen nach ihren Erfahrungen zu 
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fragen“, erwiderte Rudi. Mit groß-
er Hoffnung schliefen sie an diesem 
Abend ein …

Am nächsten Abend kehrte Rudi 
aber keinesfalls fröhlich zurück. „Oh 
je, was ist passiert?“, fragte Rudine. 
Niedergeschlagen ließ sich Rudi auf 
einen Küchenstuhl sinken. Mit trau-
riger Stim-
me erzähl-
te er: „Den 
Me n s che n 
mit Behin-
derung in 
D e u t s c h -
land geht es 
längst nicht 
so gut, wie 
wir dach-
ten. Obwohl 
die Ratifi-
zierung der 
B e h i nd e r-
t en recht s -
konvention 
nun schon 
mehr als 
fünf Jah-
re zurück-
liegt, sind 
ihre ver-
bindlichen 
Regeln nicht 
hinreichend 
in die beste-
henden Ge-
setze einge-
arbeitet. Es 
kommt im-
mer noch 
vor, dass 
einem be-
h i n d e r t e n 
Menschen die Mittel verweigert 
werden, aus einer Einrichtung aus-
zuziehen, um ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen. Behinderte Kin-
der werden immer noch auf Sonder-
schulen verwiesen. Anträge werden 
beim Sozialamt immer noch zöger-

lich oder nicht bearbeitet. Ich habe 
so viele Beispiele, die kann ich dir 
gar nicht so in Kürze erzählen.“ 
Rudine war gleichermaßen entsetzt 
wie auch ratlos: „Aber was machen 
wir denn nun?“

Nachdem sie eine weitere Nacht 
über alles geschlafen hatten, wur-

de ihnen klar, dass sie dafür sorgen 
mussten, ähnliche Regeln zu for-
mulieren und vor allem deren Um-
setzung auf jeden Fall zu gewährlei-
sten. Die Fehler, die in Deutschland 
passiert waren, sollten bei ihnen 
nicht vorkommen. 

Ein Jahr verging und wieder duf-
teten die Weihnachtsplätzchen im 
Ofen. Rudine sagte dem persön-
lichen Assistenten von Rudichen, 
er möge dem Kleinen in die Küche 
helfen. Sie hatten es tatsächlich ge-
schafft, sich das Beste der Behinder-
tenrechtskonvention abzuschauen 
und auch wirklich umzusetzen. Ru-

dichen hatte 
nun einen 
p e r s ö n -
lichen Assi-
stenten, der 
sowohl in 
der Schule 
als auch im 
Alltag die 
Hilfe er-
brachte, die 
Rud iche n 
so dringend 
b r auch t e . 
Rudi und 
Rudine wa-
ren beru-
higt. Sie 
w u s s t e n , 
dass ihr 
„Kleiner“ 
trotz sei-
ner Behin-
derung sein 
Leben nun 
unter sei-
ne eigenen 
Hufe neh-
men konn-
te. Ihr Ziel 
war es jetzt, 
auch den 
Menschen 
weit e r z u-
helfen. In 

jedes Geschenk, das auf den Schlit-
ten geladen wurde, steckte Ru-
dichen ein selbstgemaltes Bild mit 
einer kurzen Geschichte seiner bis-
herigen Erfahrungen. Alle hofften, 
dass dies Anregung für die Men-
schen auf Erden sein könnte.



74/2014

N
ic

h
ts

 ü
b
e
r
 u

n
s
 o

h
n
e
 u

n
s
!

Gesetz zur Sozialen Teilhabe

Beteiligungsprozess wird öffentlich dokumentiert

kobinet-nachrichten am 
20. September 2014 von Ottmar Miles-Paul

Bild von der AG Bundesteilhabegesetz © BMAS

Der Beteiligungsprozess zur Re-
form der Eingliederungshilfe und 
zur Schaffung eines Bundesteilha-
begesetzes wird ab dieser Woche 
öffentlich zugänglich dokumen-
tiert. Dies teilte das Bundesmini-
sterium für Arbeit und Soziales in 
einer Presseinformation mit. Auf 
der Internetseite www.gemeinsam-
einfach-machen.de werden nach In-

formationen des Ministeriums die 
Arbeitsplanungen und die Ergeb-
nisse öffentlich zugänglich sein. In-
teressierte können von der Arbeits-
gruppe verabschiedete Dokumente 
abrufen und sich auf der Webseite 
registrieren, um regelmäßig über ak-
tuelle Veröffentlichungen der „Ar-
beitsgruppe Bundesteilhabegesetz“ 
informiert zu werden. 

Nach Registrierung erhält jeder 
Nutzer automatisch eine Mailnach-
richt, sobald neue Dokumente auf 
der Seite eingestellt sind.

Nach der konstituierenden Sit-
zung im Juli tagte die Arbeitsgrup-
pe am 17. September in Berlin zum 
zweiten Mal. Gabriele Lösekrug-
Möller, die Parlamentarische Staats-
sekretärin im BMAS, erklärte dazu: 
„Die heutige Sitzung der Arbeits-
gruppe Bundesteilhabegesetz hat 
einmal mehr gezeigt, dass uns die-
se Reform nur gelingen wird, wenn 
wir die Betroffenen von Anfang an 
in den Prozess einbeziehen. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe 
haben heute wichtige Anregungen 
zur Entwicklung eines modernen 
Teilhaberechts gegeben. Gerade das 
Thema einer unabhängigen fach-
lichen Beratung für die leistungs-
berechtigten Menschen wurde sehr 
intensiv diskutiert. 

Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales wird diese Anre-
gungen in seine weiteren Überle-
gungen selbstverständlich  einfließen 
lassen.“

Bundesteilhabegesetz nicht gefährden
kobinet-nachrichten am 
02. Oktober 2014 von Franz Schmahl

Ulla Schmidt ©Irina Tischer

Das Bundesteilhabegesetz darf 
nach den Worten von Ulla Schmidt 
nicht gefährdet werden. Die Le-
benshilfe-Bundesvorsitzende und 
Bundestagsvizepräsidentin pocht 
auf Einhaltung des Koalitionsver-
trages in ihrer Rede auf der heute in 
Berlin eröffneten zweitägigen Bun-
desversammlung des Verbandes. 
Die Lebenshilfe fordert ein moder-
nes Teilhabe-Recht für Menschen 
mit Behinderung. In ihrem Koali-

tionsvertrag verspricht die Bundes-
regierung ein solches Bundesteilha-
begesetz. Im Rahmen dessen sollen 
die Kommunen im Umfang von 
fünf Milliarden Euro jährlich von 
der Eingliederungshilfe - dem be-
stehenden Leistungssystem für be-
hinderte Menschen - entlastet wer-
den.

„Aktuell schlagen Finanzpoli-
tiker zwar neue Wege zur Entla-




